
An lage 1: Zw eite Änderungssatzung 
 
Zw eite Satzung zu r  Änderung der  Satzung der  Stadt  Wupper ta l fü r  die 
Du rch füh rung von  Einw ohneran t rägen , Bü rgerbegeh ren  und 
Bü rgeren t scheiden  gem äß §§ 25 und 26 GO NRW 
 
Aufgrund von § 7 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 41 Abs. 1 Satz 2 f) der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.11.2004 (GV 
NRW S. 644) hat der Rat der Stadt Wuppertal in seiner Sitzung vom ...... folgende Satzung 
zur Durchführung von Einwohneranträgen, Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden gemäß 
§§ 25 und 26 GO NRW beschlossen: 
 
I. Die Satzung zur Durchführung von Einwohneranträgen, Bürgerbegehren und 

Bürgerentscheiden gemäß §§ 25 und 26 GO NRW wird wie folgt geändert: 
 
1. In § 2 wird nach dem vierten Punkt ein weiterer Punkt eingefügt, der folgenden Wortlaut 

erhält: 
 
„Erleichterungen für Menschen mit Behinderungen“ 
 
2. Nach § 14 wird § 14 a mit folgendem Wortlaut eingefügt: 
 

„§ 14 a  
Abs t im m ungs in form at ion  

 
(1) Zeitgleich mit der Abstimmungsbenachrichtigung erhalten die Abstimmungsberechtigten 
eine Abstimmungsinformation. Die Abstimmungsinformation wird auch auf der Homepage der 
Stadt Wuppertal veröffentlicht. 
 
(2) Der Titel enthält die Überschrift „Abstimmungsinformation der Stadt Wuppertal (ergänzt 
durch die Angabe des Stadtbezirkes, wenn es sich um ein Bürgerbegehren auf 
Stadtbezirksebene handelt) zum Bürgerentscheid“ und den Text der zu entscheidenden Frage 
sowie Tag und Uhrzeit, zu denen die Wahllokale für die Stimmabgabe geöffnet sind und bis 
zu denen der Stimmbrief beim Oberbürgermeister eingegangen sein muss. 
 
(3) Die Abstimmungsinformation enthält: 
 
1. die Unterrichtung durch den Oberbürgermeisters über den Ablauf der Abstimmung und eine 

Erläuterung des Verfahrens der Stimmabgabe durch Brief, 
2. eine kurze, sachliche Begründung der Vertretungsberechtigten. Legen die 

Vertretungsberechtigten keine eigene Begründung vor, so ist die Begründung dem 
Begründungstext des Bürgerbegehrens zu entnehmen, 

3. eine kurze, sachliche Begründung der im zuständigen Gemeindeorgan vertretenen 
Fraktionen, die das Bürgerbegehren abgelehnt haben, 

4. eine kurze, sachliche Begründung der im zuständigen Gemeindeorgan vertretenen 
Fraktionen, die dem Bürgerbegehren zugestimmt haben, 

5. eine Übersicht über die Stimmempfehlungen der im zuständigen Gemeindeorgan 
vertretenen Fraktionen samt Angabe ihrer Fraktionsstärke. Sondervoten einzelner Mitglieder 



des zuständigen Gemeindeorgans und eine Stimmempfehlung des Oberbürgermeisters sind 
auf deren Wunsch wiederzugeben. 

 
(4) Die gemäß Abs. 3 Nr. 2 bis Nr. 4 darzustellenden Begründungen sind jeweils auf zwei 
Seiten (DIN A4) begrenzt. Der Oberbürgermeister kann ehrverletzende oder wahrheitswidrige 
Behauptungen des Begründungstextes zurückweisen bzw. streichen.“ 
 
3. In § 16 erhält Satz 3 folgende Fassung:   
 
„Zusätze sind unzulässig“  
 
4. § 18 Abs. 4 wird um folgende Sätze ergänzt: 
 
„Hilfsperson kann auch ein vom Abstimmungsberechtigten bestimmtes Mitglied des 
Abstimmvorstandes sein. Blinde oder Sehbehinderte können sich zur Kennzeichnung des 
Stimmzettels auch einer Stimmzettelschablone bedienen.“ 
 
5. In § 19 Abs. 1 wird die Zahl „18“ durch „16“ ersetzt. 
 
II. Die zweite Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in 

Kraft. 
 
 


